t BFG
' BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/3100415/2017

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter_A Mag. Friedrich Holzer in der
Beschwerdesache Beschwerdefiihrerin, Anschrift_A vertreten durch Steuerberater, betreffend
Beschwerde vom 18. September 2015 gegen die Bescheide des Finanzamtes_A vom 20. August
2015 betreffend Umsatz- und Korperschaftsteuer fir die Jahre 2011 bis 2013,
Steuernummer_1, beschlossen:

1.) Die Beschwerdevorentscheidungen vom 18. Februar 2016 betreffend Umsatz- und Korper-
schaftsteuer fir die Jahre 2011 bis 2013 werden aufgehoben.

2.) Der Vorlageantrag vom 16. Marz 2016 wird betreffend Umsatz- und Kérperschaftsteuer fiir
die Jahre 2011 bis 2013 als unzuldssig (geworden) zurlickgewiesen.

3.) Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuladssig.

Begriindung

1.) Sachverhalt:

Das Finanzamt, vormals Finanzamt_A, nahm bescheidmaRig die Verfahren betreffend Umsatz-
und Korperschaftsteuer flr die Jahre 2011 bis 2013 wieder auf und erliel8 ua. neue Umsatz-
und Korperschaftsteuerbescheide fiir die Jahre 2011 bis 2013 (samtliche Bescheide mit
Ausfertigungsdatum 20. August 2015). Die Beschwerdefiihrerin erhob ua. gegen obige
Bescheide mit Schreiben vom 18. September 2015 fristgerecht Beschwerde.

Das Finanzamt_A wies die Beschwerde gegen die Umsatz- und Korperschaftsteuerbescheide
fir die Jahre 2011 bis 2013 mit Beschwerdevorentscheidungen vom 18. Februar 2016 als
unbegriindet ab. Die Beschwerdefiihrerin beantragte mit Schreiben vom 16. Marz 2016 die
Vorlage der Beschwerde ua. gegen die Umsatz- und Korperschaftsteuer fir die Jahre 2011 bis
2013 an das Bundesfinanzgericht.

Nach Méangelbehebungsauftrag vom 14. Marz 2016 erliel8 das Finanzamt_A am 26. April 2016
einen Zuriicknahmebescheid, mit welchem die Beschwerde (vom 18. September 2015) gegen
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die Wiederaufnahmsbescheide betreffend Umsatz- und Kérperschaftsteuer fiir die Jahre 2011
bis 2013 (vom 20. August 2015) gemal § 85 Abs. 2 BAO fir zurickgenommen erklart wurde.
Das Bundesfinanzgericht gab der hiergegen von der Abgabepflichtigen erhobenen Beschwerde

vom 17. Mai 2016 Folge und hob den Zuriicknahmebescheid vom 26. April 2016 ersatzlos auf
(BFG 21.11.2017, RV/3100732/2017).

Die Beschwerde vom 18. September 2015 gegen die Wiederaufnahmsbescheide betreffend
Umsatz- und Korperschaftsteuer fir die Jahre 2011 bis 2013 ist somit wiederum unerledigt.
Das Finanzamt_A erlieR in Folge keine (erstmalige) Beschwerdevorentscheidung betreffend die
Wiederaufnahme hinsichtlich Umsatz- und Korperschaftsteuer fiir die Jahre 2011 bis 2013
(siehe hierzu auch den Aktenvermerk des Finanzamtes_A vom 23. Janner 2018).

2.) Beweiswiirdigung:

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich aus der vorliegenden Aktenlage, insbesondere aus den
oben naher bezeichneten Bescheiden und dem Aktenvermerk des Finanzamtes_A sowie aus
den Schreiben der Beschwerdefihrerin.

3.) Rechtslage:
Gemal § 262 Abs. 1 BAO ist Uber Bescheidbeschwerden nach Durchflihrung der etwa noch er-

forderlichen Ermittlungen von der Abgabenbehérde, die den angefochtenen Bescheid erlassen
hat, mit als Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid abzusprechen. Die Erlas-
sung einer Beschwerdevorentscheidung hat nach Abs. 2 leg.cit. zu unterbleiben, wenn dies in
der Bescheidbeschwerde beantragt wird und wenn die Abgabenbehoérde die Bescheidbe-
schwerde innerhalb von drei Monaten ab ihrem Einlangen dem Verwaltungsgericht vorlegt.
Wird in der Bescheidbeschwerde lediglich die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, die Verfas-
sungswidrigkeit von Gesetzen oder die Rechtswidrigkeit von Staatsvertragen behauptet, so ist
nach Abs. 3 leg.cit. keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, sondern die Bescheidbe-
schwerde unverziiglich dem Verwaltungsgericht vorzulegen. Weiters ist keine Beschwerdevor-
entscheidung nach Abs. 4 leg.cit. zu erlassen, wenn der Bundesminister flr Finanzen den ange-
fochtenen Bescheid erlassen hat.

Gemal § 264 Abs. 1 BAO kann gegen eine Beschwerdevorentscheidung innerhalb eines Mo-
nats ab Bekanntgabe (§ 97 BAO) der Antrag auf Entscheidung tber die Bescheidbeschwerde
durch das Verwaltungsgericht gestellt werden (Vorlageantrag).

Auf Vorlageantrage ist gemal § 264 Abs. 4 lit. e BAO sinngemaR § 260 Abs. 1 BAO (Unzulassig-
keit, nicht fristgerechte Einbringung) anzuwenden.

Die Zurlickweisung nicht zuldssiger oder nicht fristgerecht eingebrachter Vorlageantrage ob-
liegt gemaR § 264 Abs. 5 BAO dem Verwaltungsgericht. Durch die Aufhebung einer Beschwer-

devorentscheidung scheidet gemafll § 264 Abs. 7 BAO der Vorlageantrag aus dem Rechtsbe-

stand aus.
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Der Wiederaufnahmsbescheid und der neue Sachbescheid sind zwei Bescheide, die jeder fir
sich einer Bescheidbeschwerde zugdnglich sind bzw. der Rechtskraft teilhaftig werden kénnen
(VWGH 12.9.1996, 96/15/0163; VwGH 17.11.2004, 2000/14/0142; VwGH 18.12.2008,
2006/15/0367; VWGH 24.6.2009, 2007/15/0041). Auch hinsichtlich ihrer Behebbarkeit (zB.
gemaR § 299 BAO) sind sie getrennt zu beurteilen (VWGH 17.9.1991, 88/14/0012; Ritz, BAOS,
§ 307 Tz. 7).

Werden sowohl der Wiederaufnahmsbescheid als auch der im wiederaufgenommenen
Verfahren ergangene Sachbescheid mit Beschwerde bekampft, so ist nach standiger Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes zunachst tber die Beschwerde gegen den Wieder-
aufnahmsbescheid zu entscheiden (VWGH 22.5.1990, 87/14/0038; VwWGH 22.12.2005,
2001/15/0004; VwGH 28.2.2012, 2009/15/0170). Wurde das Rechtsmittel gegen den Wieder-
aufnahmsbescheid unerledigt gelassen und vorerst liber die Bescheidbeschwerde gegen den

neuen Sachbescheid abgesprochen, ist die Entscheidung der Rechtsmittelbehdrde inhaltlich
rechtswidrig (VwWGH 8.11.1988, 88/14/0135; VWGH 2.9.2009, 2005/15/0031; VwGH
22.11.2012, 2012/15/0193; Ritz, BAO®, § 307 Tz. 7).

4.) Erwagungen:

Im vorliegenden Fall hat die belangte Behdrde mit Beschwerdevorentscheidungen vom

18. Februar 2016 ausschlieRBlich tGber die Beschwerde gegen die Umsatz- und Korperschaft-
steuerbescheide fiir die Jahre 2011 bis 2013, nicht jedoch auch lber die Beschwerde gegen die
Wiederaufnahmsbescheide betreffend Umsatz- und Koérperschaftsteuer fir die Jahre 2011 bis
2013 abgesprochen. Die Abgabenbehorde erlieR auch keine gesonderte Beschwerdevorent-
scheidung betreffend die Wiederaufnahme der Verfahren hinsichtlich Umsatz- und Kérper-
schaftsteuer fur die Jahre 2011 bis 2013.

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist zunachst iber die Beschwer-
de gegen den Wiederaufnahmsbescheid zu befinden. Im Streitfall kommt damit eine Entschei-
dung des Bundesfinanzgerichtes lGber die Beschwerde gegen die im wiederaufgenommenen
Verfahren ergangenen neuen Umsatz- und Korperschaftsteuerbescheide fiir 2011 bis 2013
nicht in Betracht, da die Beschwerde gegen die Wiederaufnahmsbescheide betreffend Umsatz-
und Koérperschaftsteuer 2011 bis 2013 bisher nicht mit Beschwerdevorentscheidung erledigt
wurde und keiner der Falle des § 262 Abs. 2, 3 oder 4 BAO vorliegt (vgl. BFG 22.3.2018,
RV/5101805/2015; BFG 5.9.2019, RV/4100709/2014; BFG 9.11.2020, RV/6100441/2020, mit
Hinweis auf VwWGH 29.1.2015, Ro 2015/15/0001).

Es ist gegenstandlich geboten, den rechtswidrigen Zustand zu beseitigen, der durch die
Erlassung der Beschwerdevorentscheidungen vom 18. Februar 2016 betreffend Umsatz- und
Korperschaftsteuer 2011 bis 2013 entstanden ist, ohne dass vorher liber das Rechtsmittel
gegen die Wiederaufnahmsbescheide betreffend Umsatz- und Koérperschaftsteuer 2011 bis
2013 entschieden wurde. Dies ist nur durch Aufhebung der Beschwerdevorentscheidungen
vom 18. Februar 2016 betreffend Umsatz- und Kérperschaftsteuer fiir die Jahre 2011 bis 2013
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moglich (BFG 22.3.2018, RV/5101805/2015; BFG 5.9.2019, RV/4100709/2014; BFG 9.11.2020,
RV/6100441/2020).

Durch die Aufhebung der Beschwerdevorentscheidungen vom 18. Februar 2016 scheidet der
Vorlageantrag 16. Marz 2016 insoweit aus dem Rechtsbestand aus (§ 264 Abs. 7 BAO), als dass
er sich auf die Beschwerde gegen die Umsatz- und Kérperschaftsteuerbescheide 2011 bis 2013
bezieht.

Die belangte Behorde wird im fortgesetzten Verfahren tiber die von der Beschwerdefiihrerin
eingebrachte Beschwerde gegen die Wiederaufnahmsbescheide betreffend Umsatz- und
Korperschaftsteuer 2011 bis 2013 sowie gegen die Umsatz- und Korperschaftsteuerbescheide
2011 bis 2013 zu entscheiden haben.

Ergdanzend wird bemerkt, dass das Finanzamt_A (iber die Beschwerde (vom 18. September
2015) gegen

a) den Bescheid iber die Festsetzung von Umsatzsteuer fur 12/2014 (bzw. Umsatzsteuerbe-
scheid 2014),

b) die Bescheide Uber die Festsetzung von Anspruchszinsen fir die Jahre 2011 und 2012 sowie
c) die Haftungsbescheide Kapitalertragsteuer fir die Jahre 2011 bis 2014

mit Beschwerdevorentscheidungen vom 18. Februar bzw. 22. Februar 2016 abgesprochen hat.
Die Beschwerdefiihrerin hat mit Vorlageschreiben vom 16. Marz 2016 auch die Vorlage der
diesbezlglichen Beschwerde an das Bundesfinanzgericht beantragt. Da der gegenstandliche
Beschluss das Vorlagebegehren betreffend diese Bescheidbeschwerden nicht umfasst, ver-
bleiben diese Verfahren beim Bundesfinanzgericht weiterhin anhangig.

5.) Revision:

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I16sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Bei der gegenstandlichen Entscheidung handelt es sich insgesamt um einen verfahrensleiten-
den Beschluss, der gemaR § 25a Abs. 3 VwGG und § 88a Abs. 3 VIGG nicht gesondert bekampf-
bar ist, da dadurch das Rechtsmittelverfahren nicht abschlieRend erledigt wird, sondern ledig-

lich der belangten Behorde ermoglicht wird, rechtmaRig das Rechtsmittelverfahren weiter zu
fihren, zumal die eingebrachte Beschwerde in vollem Umfang weiterhin aufrecht ist (BFG
22.3.2018, RV/5101805/201;, BFG 5.9.2019, RV/4100709/2014; BFG 9.11.2020,
RV/6100441/2020).

Eine Revision ist gemaR § 25a Abs. 3 Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 nicht zuldssig.
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Innsbruck, am 17. Marz 2021

5von5



	Begründung

